Ingegration: Die Schulen nicht überfordern!

(Beitrag zum Thema Schule und Integration in „zuger schulinfo“, Nov. 2000)

Zum Thema "Integration" werden je nach politischer Optik Stimmen laut, die entweder die eigene schweizerische Nationalität hochstilisieren (meistens ohne genau sagen zu können, worin denn dieselbe bestünde) oder das Lob des Multikulturellen zu singen (und manchmal das Nicht-Schweizerische schon immer einfach deshalb besser zu finden, weil es eben nicht-schweizerisch ist). 

Beides nützt den Schulen, besser, den betroffenen Lehrpersonen und den Schülerinnen und Schülern, wenig. Unterstützende Massnahmen zur Förderung der Integration gibt es - gerade im Kanton Zug - eigentlich schon, bzw. sind geplant: im Kindergarten, in der obligatorischen Schulzeit (Kleinklassen Deutsch, Zusatzunterricht Deutsch, Schulung von Flüchtlingskindern, beispielsweise aus Kosovo, mit einer albanisch und einer deutsch sprechenden Lehrperson, die Integrationsschule für die nachobligatorische Schulzeit, mit allgemein ausgezeichnet motivierten Schülerinnen und Schülern - und entsprechenden Erfolgen (vgl. "zuger schulinfo" 1 - 99/00, zum Thema "Multikulturelle Schule", S.5ff.).

Vieles ist gemacht, manches noch projektiert - aber auch hier sind die finanziellen Möglichkeiten nicht unbegrenzt. Die Frage ist: genügt das?

Ich denke, wir stehen damit sicher nicht schlecht im interkantonalen Vergleich da. Aber auch wir müssen zur Kenntnis nehmen, dass sich in der Schule zwar immer die gesellschaftlichen Probleme manifestieren, dass die Schule selbst aber nicht in der Lage sein wird, sie zu lösen! Schulpolitik ersetzt nicht Sozialpolitik! 

Wir müssen uns vermehrt darauf besinnen, was die Kernkompetenz der Schule ist, nämlich der Unterricht, und wir müssen die Lehrpersonen vor allem bei ihrer Unterrichtstätigkeit unterstützen; sie nicht zusätzlich als Sozialpädagogen bzw. - arbeiter betrachten, von ihnen immer mehr Aufgaben verlangen, die eigentliche Aufgaben der Eltern wären. "Integration" heisst eben auch, dass die Haltungen, die die Integrationsbereitschaft fördern sollen, im Elternhaus beigebracht und gepflegt werden sollen. Die Schule kann gesellschaftliche Defizite nicht beheben, allenfalls etwas ausgleichen. Natürlich ist auch mir klar, dass neben der schulischen Kompetenz auch soziale Kompetenz an einer Schule beigebracht und gelebt wird - aber es ist wichtig, dass wir die Prioritäten nicht verschieben.

Der Staat hat dafür zu sorgen, dass das Recht auf Bildung auf einem qualitativ hohen Niveau in geeigneter Infrastruktur für alle gewährt bleibt. Das verstehe ich unter Chancengleichheit. Wenn wir der Schule immer mehr Aufgaben überweisen, ist die staatliche Schule nicht mehr in der Lage, "guten Unterricht" für alle (gegliedert nach den verschiedenen Fähigkeiten) anzubieten, das Recht auf gute Bildung wird eingeschränkt.

"Integration" betrachte ich also nicht als eine Kernaufgabe der Schule, sondern der Gesellschaft, damit auch der Politik. Die Schule kann und soll unterstützen, aber sie sollte nicht zum Ort werden, wo die Politiker ihre verschiedenen Vorstellungen von einer besseren Gesellschaft auf dem Rücken von Lehrer- und Schülerschaft ausprobieren dürfen - um dann im Falle des Scheiterns der Schule die Schuld zu geben.

Wir leisten den Integrationsbemühungen den besten Dienst, wenn wir die Schulen darin bestärken, ihre Kernkompetenzen in möglichst guten Bedingungen umzusetzen. Das ist die Aufgabe der Politik. Dazu gehört, dass die Schulen auch lernen, Nein zu sagen, wenn man ihnen immer neue sozialpolitische Aufgaben übertragen will, und ihre Grenzen klar machen; zugunsten einer guten Schule und einer glaubwürdigen und effektiven Integration ausländischer Kinder.

